
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Katja Hessel, Christian Dürr,
Frank Schäffler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/17650 –

Wegzugsbesteuerung beim ATAD-Umsetzungsgesetz

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Anfang Dezember 2019 hat die Bundesregierung einen Referentenentwurf 
veröffentlicht, der neben der nationalen Implementierung der europäischen 
ATAD-Vorgaben (ATAD = Anti-Steuervermeidungsrichtlinie) auch Neurege-
lungen zur Wegzugsbesteuerung enthält.

Im Einzelnen sieht dieser Referentenentwurf vor, dass die Stundungsmöglich-
keit bei der Wegzugsbesteuerung entfallen soll (§ 6 Entwurf des Außensteuer-
gesetzes – AStG). Dies soll nunmehr auch für den Wegzug in EU- und EWR-
Staaten gelten. Eine Differenzierung zwischen Drittstaaten und Mitgliedstaa-
ten erfolgt nicht mehr. Stattdessen soll die Möglichkeit eingeführt werden, 
dass die Wegzugsteuer auf Antrag und gegen Sicherheitsleistung in sieben 
Jahresraten entrichtet werden kann (ebd.).

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte 2019 in der Rechtssache Wächtler 
(C-581/17) festgestellt, dass eine Wegzugsteuer aufgrund des Freizügigkeits-
abkommens zwischen der EU und der Schweiz sogar im Verhältnis zur 
Schweiz zinslos und zeitlich unbegrenzt zu stunden ist. Selbst eine Befristung 
der Steuerstundung ist dem EuGH zufolge nicht mit dem Unionsrecht verein-
bar (ebd.). Der EuGH führte weiter aus, dass auch eine Ratenzahlung der 
Steuer einen unverhältnismäßigen Liquiditätsnachteil des Steuerpflichtigen 
zur Folge habe.

Grundlage der EuGH-Entscheidung war zwar das Freizügigkeitsabkommen 
der EU mit der Schweiz, die Feststellungen des EuGH zur Personenfreiheit 
(des Freizügigkeitsabkommens) können daher aber a fortiori auf die Mitglied-
staaten der EU angewandt werden.

Ferner soll die Berücksichtigung von Wertverlusten (derzeit § 6 Absatz 6 
AStG) nicht mehr berücksichtigt werden (S. 75 Referentenentwurf).
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1. Hat die Bundesregierung Bedenken zur Vereinbarkeit des Wegfalls der 
Stundungsmöglichkeit und damit Gleichstellung von Mitgliedstaaten mit 
Drittstaaten (§ 6 Absatz 4 des Entwurfs des AStG) mit Unionsrecht (insbe-
sondere mit der Niederlassungsfreiheit, Artikel 45 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union – AEUV, und der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit, Artikel 39 AEUV)?

Wenn nein, warum nicht?

2. Wie beurteilt die Bundesregierung den Verzicht auf die Stundungsmög-
lichkeit im Lichte der Entscheidung des EuGH in der Rechtssache Wächt-
ler (C-581/17)?

Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet.
Die Ressortabstimmung und Meinungsbildung der Bundesregierung zum Refe-
rentenentwurf, insbesondere zu der vorgesehenen einheitlichen Stundungsmög-
lichkeit für Wegzüge in EU-, EWR- und Drittstaaten, sind noch nicht abge-
schlossen.

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Liquiditätsnachteile bei Einführung 
einer Ratenzahlungsmöglichkeit angesichts der eindeutigen Rechtspre-
chung des EuGH in der Sache Wächtler (C-581/17)?

4. Die Bundesregierung erklärt in ihrem Referentenentwurf auf Seite 74, eine 
ratierliche Stundung sei trotz der Wächtler-Rechtsprechung (C-581/17) 
unionsrechtskonform aufgrund der alten Rechtsprechung des EuGH (Rs. 
DMS C-164/12; Rs. Verder LabTec C-657/13). Wie begründet die Bundes-
regierung diese Annahme der Unionsrechtskonformität im Einzelnen?

Die Fragen 3 und 4 werden zusammen beantwortet.
Die Entscheidung des EuGH in der Rechtssache Wächtler (C-581/17) ist nicht 
aus Sicht des Bundesministeriums der Finanzen so zu verstehen, dass eine zeit-
lich befristete Stundung nicht ausreichen würde, um eine Besteuerung bei Weg-
zug ins Ausland zu rechtfertigen. Insbesondere lässt sich dem EuGH-Urteil in 
der Rechtssache Wächtler (C-581/17) keine neuere Rechtsprechungsentwick-
lung hinsichtlich der Dauer der Stundung bei einer Wegzugsbesteuerung von 
natürlichen Personen entnehmen.

5. Plant die Bundesregierung, in den Gesetzentwurf zur Wegzugsbesteuerung 
auch eine Regelung zur Rechtsnachfolge für solche Fälle mit aufzuneh-
men, in denen eine Stundung im Ausnahmefall gewährt worden ist?

a) Wenn ja, plant die Bundesregierung, eine einmal gewährte Stundung 
bei Todesfällen auch für die Rechtsnachfolger weitergelten zu lassen?

b) Wenn nein, warum nicht?

§ 6 Absatz 4 AStG-Entwurf sieht eine Weitergeltung der Stundung vor. Im Üb-
rigen ist der Meinungsbildungsprozess der Bundesregierung noch nicht abge-
schlossen.
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6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Nichtberücksichtigung von Wert-
minderungen im Lichte der aus Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes 
(GG) folgenden Grundsätze der Leistungsfähigkeit und der Verlustver-
rechnung?

Nachträglich eintretende tatsächliche Wertminderungen sind vom Zuzugsstaat 
zu berücksichtigen; für Zuzüge nach Deutschland ist dies ausdrücklich auch so 
in § 17 Absatz 2 EStG geregelt.
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